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Speyer ist attraktiv. Als Wirt-
schaftsstandort, als Kultur-
stadt - und vor allem als Stadt 
zum Leben. Jedoch: Der Wohn-
raum in Speyer ist begehrt. 
Neue Flächen müssen her.

Denn was für die Stadtent-
wicklung eine schöne Sache 
ist, kann für (Neu-)Bürger zum  
Ärgernis werden: wenn das  
Angebot an bezahlbaren Immo- 
bilien die Nachfrage zunehmend 
übersteigt und sogar Normalver-
diener gar das Gefühl bekom- 
men, sich das Leben in der 
Stadt nicht mehr leisten zu 
können. Um diesem Trend  
entgegenzuwirken, entwickelte 
der frühere Oberbürgermeister 

Hansjörg Eger (CDU) gemein- 
sam mit Stadtentwickler Bernd 
Reif ein Wohnungsmarktkonzept, 
das 2.200 neue Wohnungen bis 
zum Jahr 2030 vorsieht. 

Der Stadtrat billigte dieses 
Konzept im November 2017  
einstimmig.
Zuvor holte 
Eger das 
renommierte
GEWOS-Insti-
tut aus
Hamburg in die Domstadt.  
Dessen Analyse ergab: Mehr 
als 50 Prozent  der Mietwoh-
nungen in Speyer gelten aus 
Expertensicht als günstig. Denn 
8.350 Wohnungen in der Stadt 

unterschreiten die Mietgrenzen 
für die volle Übernahme der Mie-
te im Rahmen des Wohngelds. 
Und 2017 gab es 1.530 öffent- 
lich geförderte Sozialwohnungen 
in Speyer. 

Unter anderem erhöhte die städ-
tische Wohnungs-
baugesellschaft 
GEWO zwischen 
2012 und 2017 
ihren Sozialwoh-
nungsbestand um 

74 Wohnungen. Die Spanne der 
Mieten bei der GEWO reicht 
von 4,20 bis 7,70 Euro je Quad-
ratmeter.   
 

Weiter auf Seite 2

Wohnraumkonzept von Hansjörg Eger konsequent fortsetzen 

Stadtrat mit 
einstimmigem Votum 

2.200 Wohnungen für Speyer!
Justiz: Sieg für 
Bürgermeisterin 
Monika Kabs
Für Bürgermeisterin Monika 
Kabs (CDU) ist klar: „In Spey-
er ist kein Platz für Hass und 
plumpe Parolen.“ Klare Kante, 
für die Kabs öffentlich einsteht. 

Den Versuch eines Jugendstadt-
rat-Mitglieds, bei einem Dich-
terwettbewerb auf offener Post- 
galerie-Bühne fremdenfeindliche 
Texte vorzutragen, verurteilte sie 
scharf: Der Poetry Slam sei „als 
Plattform für eine öffentliche 
AfD-Provokation“ genutzt wor-
den. Doch diese couragierte Hal-
tung der Bürgermeisterin passte 
der AfD nicht – und klagte auf Un-
terlassung dieser Behauptungen. 
 
Richter gaben Kabs Recht 
Doch damit kamen die Popu-
listen beim Oberverwaltungs-
gericht Koblenz nicht durch. Im 
Gegenteil: Kabs‘ Aussagen sei-
en als „Werturteil“ gerechtfer-
tigt. Tatsächlich habe es sich um 
eine „Provokation“ gehandelt, 
urteilte die Justiz. 

Es geht voran. Die CDU fordert Wohnbebauung auch am Rabensteiner Weg und am Wartturm.



Bei strahlendem Sonnenschein 
auf der Maximilianstraße einen 
Kaffee oder Cappuccino trin-
ken und dabei über Politik dis-
kutieren: Dazu lud die CDU 
unter dem Motto „Schwarz, 
Stark, CDU“ im Oktober 2018 
ein. Auftakt war in der Innen-
stadt, danach rollte die Bul-
li-Kaffeebar an drei weiteren 
Terminen zum Berliner Platz,  
vor das Mehrgenerationenhaus 
Weißdornweg und zum Platz 
der Stadt Ravenna.

Viele Bürgerinnen und Bürger 
nutzten die Gelegenheit, um mit 
der Partei ins Gespräch zu kom-
men und ihre Sorgen und Wün-
sche loszuwerden. 

Viele gaben an, sich um ihre 
Rente, Pflege oder bezahlbaren 
Wohnraum Gedanken zu machen. 
Großen Zuspruch fand die  
vom früheren Oberbürgermeister 
Hansjörg Eger anvisierte Mehr-
zweckhalle in Speyer-Nord. Ein 
Thema das vielen Bürgern sprich-
wörtlich „stank“, war die Müll-
situation in der Altstadt sowie 
verschmutzte Wege und noch im-
mer fehlende Mülleimer für Hun-
dekot-Tüten. Hier gab es auch 
Kritik am Ordnungsdezernat der 
Stadt. Ob die Landeseinrichtung 
für Flüchtlinge in Speyer-Nord, 
die Nahversorgung in Speyer- 
West oder die Verkehrssituation 
in Speyer-Süd: Die Stadträte hör- 
ten aufmerksam zu und verspra- 

chen, die Themen im Stadtrat 
anzupacken.
 
Unzählige Fragen gab es zur  
geplanten Sperrung der für 
Speyer so wichtigen Salierbrü-
cke. Viele schlossen sich der 
Forderung der CDU an, wäh-
rend der Bauzeit zumindest eine 
Fahrspur offen zu halten. 

In einer Unterschrif-
tenaktion hatte die 
Partei bereits seit 
März 2018 unter 
dem Motto „Ohne 
Brücke gehen wir baden“ auf 
der Straße, in Geschäften, Ein- 
richtungen und im Internet um 

Unterstützung geworben. Mit 
großem Erfolg: „Fast 3.500 
Unterschriften sind ein deutliches 
Zeichen, wie vielen Menschen 
unserer Region die geplante 
Sperrung der Salierbrücke große 
Sorgen bereitet“, zeigt sich Partei- 
vorsitzender Michael Wagner 
vom Ergebnis der Aktion beein- 
druckt. Auch wenn das Regie- 

rungspräsidi-
um Karlsruhe 
das Votum der 
Speyerer am 
Ende nicht be- 
rücksichtigte: 

„Wer nichts unternimmt, hat schon 
verloren“, betonte Wagner das 
Selbstverständnis seiner Partei. 

„2.200 Wohnungen für Speyer“ 
(Fortsetzung von Seite 1)

Gleichzeitig kommen die Ex-
perten jedoch zum Ergebnis, 
dass Speyer bis zum Jahr 2030 
rund 2.200 zusätzliche Wohnun-
gen braucht. Zudem steigt mit 
der Zunahme älterer Menschen 
der Bedarf an altersgerechten 
und barrierearmen Wohnungen. 

Exakt diesen Zukunftsprogno-
sen folgt das Wohnungsmarkt-
konzept, das Eger im Dialog mit 
Verwaltung, gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen, freien 
Immobilienanbietern und dem 
Stadtrat entwickelte und das die 
CDU im Stadtrat nun konse-
quent weiter verfolgt.

Ausgangspunkt ist 
zunächst eine Bau-
landstrategie. Denn 
Bauen braucht 
Grundstücke. Allein 
durch das Füllen 
von Baulücken lässt sich der  
Bedarf nicht decken. 

Besonders geeignet schienen 
hier die Flächen der ehemaligen 
Kurpfalzkaserne. Nachdem die 
SPD-geführte Landesregierung 
dort allerdings einer der beiden 
Landes-Erstaufnahmeeinrich-
tungen für Flüchtlinge (EAE) 
einrichtete, blieb von den Flä-

chen nicht mehr so viel übrig 
wie ursprünglich erhofft. Im-
merhin: Die Stadt besitzt das 
Erstzugriffsrecht auf die nicht 
von der EAE be-
legten Flächen. 
Das bedeutet: 
21.000 Quadrat-
meter stehen für 
den Wohnungs-
bau bereit. Zusammen mit land-
wirtschaftlich genutzten Flächen 
der Stadt in Richtung Otterstadt 
lassen sich so im Norden 
längerfristig noch viele Wohn- 
einheiten für Ein- und Mehrfa-
milienhäuser schaffen. 

Schnell wirksame Maßnahmen 
können dort greifen, wo die  
Infrastruktur bereits vorhanden 
ist – etwa auf ehemaligen Gewer- 

beflächen. Da- 
her fordert die 
CDU beispiels- 
weise sowohl 
eine Wohnbe- 
bauung auf   

dem Gelände der ehemaligen 
Fensterfabrik Häussler am Raben- 
steiner Weg wie auch auf dem 
Holtzmann-Areal amWartturm.

Attraktiv vor allem für junge 
Familien dürfte das Projekt 
„Erschwingliches Wohnen am 
Mausbergweg“ sein. Hier be-
schloss der Stadtrat jeweils auf 
CDU-Initiative, Menschen, die 

in Speyer leben oder arbeiten, 
erstmals im Rahmen eines „Ein-
heimischen-Modells“ bei der 
Vergabe zu priorisieren. Zudem 

wird bei der Aus- 
gabe von Erbbau- 
rechten der Erb- 
bauzins künftig 
um 40 Prozent auf 
drei Prozent des 

Grundstückswerts herabgesetzt.

„Da die EU solche Modelle nun 
rechtssicher ermöglicht, können 
wir damit auch in Speyer etwas 
für die Menschen von hier tun“, 
lobt CDU-Fraktionschef Axel 
Wilke und fordert: „Auch bei 
der Vergabe von Bauplätzen am 
Russenweiher – hier freut sich die 
CDU über neun städtische Bau-
plätze – sowie im ,Pionier-Quar-
tier‘ bei der Kaserne müssen wir 
diese Möglichkeit nutzen.“ 

Ein weiterer Bestandteil des 
Wohnungsmarktkonzepts sollen 
Gemeinschaftliche Wohnprojekte 
sein. Auf Initiative der CDU 
beschloss der Stadtrat im April 
2018 eine Planungswerkstatt:  

Für das Gelände des ehema- 
ligen Sportplatzes der Normand- 
Kaserne soll ein Konzept für 
ein Gemeinschaftliches Baupro-
jekt, etwa als Genossenschaft,  
entstehen. 

Klartext mit den Bürgern gesprochen
„Schwarz, Stark, CDU“:  Partei lädt mit neuem Format zum Dialog ein

Zahlreiche Bürger nutzten die Gelegenheit, ihre Anliegen loszuwerden.

Speyer-Nord bietet viel Platz für das neue „Pionier-Quartier“. Hier sind 21.000 Quadratmeter für Wohnraum nutzbar.

Unterschriften gesammelt: Die Sperrung der Salierbrücke bewegt viele Speyerer. 

Landes-Erstauf-
nahmeeinrich-
tung: 10 Fakten 
statt Fake-News
10 Fakten über die Landes- 
Erstaufnahmeeinrichtung 
Speyer-Nord (EAE, früher: 
Aufnahmeeinrichtung für Asyl-
begehrende, AfA):

1. Für die EAE in Anspruch 
genommene Fläche der ehe-
maligen Kurpfalzkaserne: 
10,4 Hektar 

2. Fläche der ehemaligen Kur-
pfalzkaserne, die die Stadt 
über ihr Erstzugriffsrecht 
erwerben kann: 13,5 Hektar 

3. davon für den Wohnbau 
nutzbar: 2,1 Hektar 

4. davon für Gewerbe nutzbar: 
5,6 Hektar 

5. Maximalbelegung im Nor-
malbetrieb: 788 Personen 

6. Maximalbelegung in  
Ausnahmesituationen  
(wie 2015): 1125 Personen 

7. Tatsächliche Belegung zum 
30.06.2018: 392 Personen 

8. Tatsächliche Belegung zum 
28.02.2019: 392 Personen 

9. Flüchtlings-Minus für 
Speyer*: 90 pro Jahr 

10. Zahl der Stadt in 2018  
zugewiesenen Flüchtlinge: 
18

Quelle: Stadt Speyer, ADD

*Aufgrund der EAE werden Speyer jähr- 

lich 90 Flüchtlinge weniger zugewiesen, 

als wenn es die EAE nicht gäbe.

Stadtrat folgt 
CDU-Initiative

Speyerer Bürger 
werden bevorzugt

Salierbrücke: 
3.500 Unterschriften

IMMER DIE BESTE WAHL!
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Jährlich verbrauchen wir 
knapp drei Milliarden Coffee- 
to-go-Einwegbecher und ver-
ursachen damit etwa 40.000 
Tonnen Müll (Quelle: Deutsche 
Umwelthilfe). Mehr als 50.000 
Becher waren es nach Schät-
zungen im vergangenen Jahr 
in Speyer. Folgen: Überfüllte 
Abfalleimer, verschmutzte 
Straßen und Mehrkosten bei 
der Stadtreinigung. 

Grund genug für Sylvia Holz- 
häuser, Vorsitzende des CDU- 
Ortsverbandes Speyer-West, über 
ein Mehrwegbecher-System für 
die Domstadt nachzudenken: 
„Da wir im Stadtteilverein bereits 

das Klimaschutzprojekt  ,Klima 
West‘ entwickelten, stellte ich 
meine Idee im Verein sowie im 
Stadtteilbüro vor und fand spon-
tan Unterstützung“, berichtet sie. 
 
„In Speyer-West geben mehrere 
Bäckereien und Einkaufsmärkte 
Kaffee aus. Wenn sich hier  
künftig Mehrwegbecher durch-
setzen, ist das ein nachhaltiger 
Beitrag zum Umweltschutz“, 
betont Holzhäuser.

Im November beschloss der 
Stadtrat einstimmig, das bereits 
in Mannheim etablierte System 
„Bleib Deinem Becher treu“ 
einzuführen. „Dieses ist deshalb 

so charmant, weil die teilneh-
mende Geschäfte den Becher 
zurücknehmen und dafür eine 
Pfandmarke ausgeben. Diese 
kann ich dann beim nächsten 
Kaffeegenuss für eine Befül-
lung im Mehrwegbecher eintau-
schen“, erläutert Holzhäuser.

Mit großer Mehrheit beschloss 
der Stadtrat 2010 das Konzept 
„Speyer 100 Prozent regene-
rativ“. Die Ziele: Energie spa-
ren und 2030 nur noch so viel 
Strom regenerativ erzeugen, 
wie wir in Speyer brauchen. 

Das auf Antrag 
der CDU-Fraktion 
beschlossene Kon- 
zept setzt auch 
auf eine Senkung 
des CO

²
- und 

Feinstaub-Ausstoßes. 

Daher bauen die Stadtwerke 
Speyer (SWS) das Ladenetz 
für umweltfreundliche Elektro- 
fahrzeuge konsequent aus. Mitt-
lerweile betreiben sie 13 Lade- 
stationen mit 21 Ladepunkten, 

darunter zwei Schnelllade- und 
zwei Carsharing-Stationen. Zu-
dem gibt es am Domhof eine 
E-Bike-Station mit acht Lade-
punkten. 

„Wir unterstützen diese Strategie 
ausdrücklich“, so Stadtratsmit-

glied Hans-Peter 
Rottmann  (CDU). 

Doch auch die 
Stadtverwaltung 
müsse jetzt ihrer 

Verantwortung gerecht werden. 
„Wir wollen, dass auch der 
städtische Fuhrpark das Car- 
sharing sowie Elektrofahrzeuge 
nutzt und die Stadtbusse 
schnellstmöglich auf umwelt-
freundlichere Antriebe umstel-
len“, fordert Rottmann.

Mehrweg statt Müllflut

Erfolgreich bei E-Mobilität

Stadtrat beschließt einstimmig Einführung eines Mehrwegbechersystems

Stadtwerke bauen E-Lade- und CarSharing-Stationen aus

Günstige Mieten, aber auch 
undichte Dächer und bröckeln- 
de Fassaden. Der Charme eines 
in manchen Teilen langsam ver-
fallenden Industriedenkmals 
und gleichzeitig ein Ort voller 
quirligem Leben – das ist der 
Industriehof in der Franz- 
Kirrmeier-Straße anno 2019. 

Handwerker, Künstler, Dienst-
leister, Händler – sie alle arbeiten 
seit vielen Jahren im I-Hof, der 
ehemaligen Celluloid-Fabrik 
am Rhein. Allerdings: Nach 
einem Eigentümerwechsel 

2018 brach hier ein neues 
Zeitalter an. Während viele 
Mieter die Meinung vertre-
ten, dass es höchste Zeit sei, 
dass endlich etwas zum 
baulichen Erhalt und 
zur Sanierung des Are-
als geschehe, geht bei 
anderen die Angst vor 
Verdrängung durch
zahlungskräftigere Mieter oder 
die Abrissbirne um. 

Damit es soweit nicht kommt, 
beschloss auf Initiative von Alt-
OB Hansjörg Eger der Stadtrat 

sowohl die Aufstellung eines 
Bebauungsplans wie auch eine 
Veränderungssperre. Das Ziel: 
Der Charakter dieser einmaligen  
Gewerbeimmobilie zu bewahren. 
 
Eine klare Zukunftsvision für den 
I-Hof, wie ihn die Speyerer lie-
bevoll nennen, hat die CDU. Frak-
tionsvorsitzender Axel Wilke: 
„Er bietet, behutsam saniert,  
riesige Chancen für ein Gewerbe-
areal mit ganz besonderem Flair. 

Ein kreativer Schmelztiegel, in 
dem Existenzgründer und Eta-
blierte nebeneinander arbeiten 
und wenn sie wollen, bei ihrem  

Arbeitplatz 
w o h n e n 
können. All 
das lässt 
sich aber  
nicht gegen 

die Investoren realisieren, son-
dern nur im Dialog mit ihnen“, 
ist Wilke überzeugt und fordert:  

„Das letzte Wort hat immer der 
 Stadtrat.“

Sauerstoffmangel, Fischsterben 
und die drohende Verlandung 
bringen den Russenweiher im 
Neuland immer wieder in die 
Schlagzeilen. 

Experten der Universität Kob-
lenz-Landau untersuchten die 
Problematik in einer Studie. 
Diese zeigte: Es sind zu viele 
Nährstoffe im Wasser. Der „Ver-
landungsprozess“ sei nicht auf-
zuhalten, wohl aber zu verzö- 
gern. „Diese Feststellung der 
Studie sehen wir mit Sorge“, sagt 
Jörg Zehfuß, umweltpolitischer 
Sprecher der CDU-Stadtrats-
fraktion. Geld in Maßnahmen zur 
Verzögerung zu investieren, sei 
zwar richtig. „Nachhaltiger wäre 

es jedoch, Geld in eine dauer-
hafte Lösung des Grundprob-
lems zu stecken, nämlich den zu 
hohen Nährstoffeintrag“. 

Die jetzt angedachte Installation 
eines weiteren
Wasserbelüfters 
setze nur an den  
Symptomen an. 
„Wir müssen Mög- 
lichkeiten prüfen, 
das Problem langfristig, etwa  
durch Beschränkung von Dünge- 
mitteln in der nahe gelegenen 
Landwirtschaft, zu lösen. Ebenso, 
den Phosphatgehalt des Seegrund- 
schlammes durch geeignete Ver- 
fahren abzubauen.“ Zehfuß ver- 
misst, das sich die Stadtverwal- 

tung mit den Sanierungsansätzen 
der Anglerfreunde ernsthaft be-
fasst und kritisiert: „Die Studie 
spricht nur dieselben, seit Jahren 
bekannten Vorschläge an. 

Das ist nicht, was 
wir uns unter 
einem fachlich 
fundierten Sanie- 
rungskozept vor- 
stellen. Ein sol-

ches war aber das eigentliche  
Ziel der von der CDU ini- 
tiierten Studie. Eine umfang- 
reiche Anfrage an die Verwal- 
tung soll jetzt mehr Klarheit 
schaffen. „Wir bleiben beim 
Russenweiher weiter hartnäckig 
am Ball“, so Zehfuß.

Visionen für den Industrie-Hof

Russenweiher braucht langfristige Lösung

Gewerbeareal und kreativer Schmelztiegel für Existenzgründer und Etablierte

CDU fordert fachlich fundiertes Sanierungskonzept

Einzigartigkeit schützen: Hansjörg Eger setzte eine Veränderungssperre durch.

Der Russenweiher droht zu verlanden.

Mehrweg-Fan: Sylvia Holzhäuser.

Abwasser: 
Land soll Pilot-
projekt starten
„Die Konzentrationen an Mi- 
kroverunreinigungen über-
schreiten in vielen Gewässern 
die gesetzlich vorgegebenen 
Umweltqualitätsnormen. Dies 
erfordert die Einführung wei- 
tergehender Abwasserbehand- 
lungsverfahren – der vierten 
Reinigungsstufe – in kommu-
nalen Kläranlagen“, heißt es 
in einer Studie des Umwelt-
bundesamtes von 2015.

Die CDU will deshalb nun auch 
die Speyerer Kläranlage weiter 
aufrüsten. Initiatorin ist Ärztin 
und Stadträtin Maria Montero- 
Muth, die auf die zunehmenden  
Gefahren durch  Medikamente und 
Hormone im Abwasser hinweist, 
mit Konsequenzen für Fische 
und andere Wasserlebewesen, 
aber auch für das Trinkwasser. 

Schon länger setzt sich Montero- 
Muth dafür ein, durch Membran- 
Filter, UV-Strahlung, Ozon und  
Aktivkohle Stoffe wie Mikro-
plastik, Nanoteilchen und Mikro- 
schadstoffe aus dem Abwasser 
herauszufiltern. 

Vierte Klärstufe als Standard
Bei einem Besuch in Ulm hatte 
sich die CDU-Stadtratsfraktion 
über die Voraussetzungen und 
Möglichkeiten einer solchen 
vierten Reinigungsstufe vor Ort 
informiert. In Deutschland wird 
diese zunehmend zum Thema, 
denn sauberes Wasser ist unser 
Lebensmittel Nummer Eins. 

Das Ziel der CDU: Dass das 
Land in Speyer ein Pilotprojekt 
startet. Denn in Rheinland-Pfalz 
besteht Nachholbedarf. Baden- 
Württemberg etwa ist schon viel 
weiter.
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Ladesäulen quer 
durch das Stadtgebiet

Gelände behutsam 
sanieren

Schluss mit dem 
„Herum-Doktern“

Lade-
infrastruktur 
der SWS im 
Überblick 

E-Ladesäulen 
in Speyer 

 
Normal-
Ladesäule  

Schnell-
Ladesäule 

 

Landwehrstraße 

Iggelheimerstraße 
(Bauhaus) 

Auestraße  

Blaulstraße (GBS) 

Obere Langgasse 
(Stadthalle) 

Bahnhofstraße 

Bauhof 
Nördlicher Domgarten 

Festplatz 

Naturfreunde Parkplatz 

Eichendorffstraße (DRV) 

Diakonissen Parkhaus 

Georg-Peter-Süß-Straße 
(Stadtwerke Speyer) 

 Schnell-
Ladesäule
geplant 

Otterstadt 
(Königsplatz) 

 Ladesäule 
E- Carsharing

Flugplatz 
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Speyer genießt schon seit 
langem großes Ansehen als 
Schulstadt. Auch aus dem 
Umland pendeln täglich hun-
derte Schüler in die Domstadt.

Seit dem vergangenen Jahr er- 
gänzt nun endlich ein Wirtschafts- 

gymnasium (WG) die Bildungs- 
landschaft in Speyer. Die CDU 
machte sich seit 2008 dafür 
stark. Im fünften Anlauf klappte 
es nun,  zum  kommenden Schul-
jahr startet das „WG“. Über die 
Kür darf eine Stadt aber auch 
nicht ihre Pflicht, den Unter-

halt und die Ausstattung der 
etablierten Schulgebäude und - 
anlagen, vergessen.
 
Dank Mitteln der Bundesregie- 
rung (Kommunales Investitions- 
programms 3.0) kann das noto- 
risch schuldengeplagte Speyer 
nun lang Auf-
geschobenes auf 
den Weg brin-
gen. Wichtig 
war der CDU 
Speyer dabei der 
unmittelbare Austausch mit den 
Schulelternbeiräten, um heraus- 
zufinden, wo der Schuh besonders 
drückt. Die Ergebnisse dieses 

Meinungsaustauschs sind mit 
eingeflossen in eine vom Stadt- 
rat einstimmig beschlossene Pro- 
jektliste – angefangen von der 
Erneuerung der Fachräume im 
Gymnasium am Kaiserdom bis 
zu den dringend notwendigen 
WC-Sanierungen an der Burg- 

feldschule, Sied- 
lungs- und Zep- 
pelinschule sowie 
der IGS im Kolb- 
Schulzentrum. 

Nun können auch endlich die 
Sportanlage der Siedlungsschu-
len saniert und modernisiert 
werden.

Was tun gegen Raser z.B. in der 
Bahnhofsstraße oder der Pet-
schengasse?  Diskutiert wird, 
dass die Stadt selbst „blitzen“ 
könnte.  

Viele ärgern sich mit Recht über 
lautes Motorgeheule und Rase-
rei, vor allem abends. Die Poli-
zei kann dem nur bedingt Einhalt 
gebieten und verweist auf ihre 
Personalstärke. Es gibt Überle-
gungen, dass Speyer dem Bei-
spiel Ludwigshafens folgen und 
Geschwindigkeitskontrollen an 
die Stadt übertragen könnte. 
„Klingt gut, ist aber leider nicht 
zu Ende gedacht“, kontert Frank 

Hoffmann, stv. Kreisvorsitzen-
der der CDU. „Das erfordert 
erhebliche finanzielle Investi-
tionen in Technik und städtische 
Mitarbeiter. Und das in einer 
sehr angespannten Haushalts-
lage, die eine übergeordnete 
Stelle überwacht. Klar ist aber 
auch, dass wir dringend handeln 
müssen, bevor schlimme Un-
fälle passieren“, so Hoffmann. 
 
Die Diskussion läuft: „Der 
Stadtrat muss die Verwaltung 
beauftragen die Schwerpunkte  
der Raserei zu benennen, unter 
Beteiligung der Bürger. Dann 
folgt ein Konzept“.  Klar ist aber 

auch: Wenn die Stadt die Kon-
trolle übernimmt, muss mit 
massivem „Lasern“ gerechnet 
werden.

Schulen: Große Fortschritte in Speyer Wird in Speyer bald mehr geblitzt?
politik und schulelternbeiräte im engen austausch

„Was die Bund-Länder-Ebene 
diskutiert, setzen wir in Spey-
er längst um. Unsere Stadt ist 
und bleibt Vorreiter beim Aus-
bau von Kinderbetreuungsan-
geboten“, betont die Speyerer 
Familienbürgermeisterin Mo-
nika Kabs (CDU).

Eine familienfreundliche Stadt 
sei ihr eine Herzensangelegen-
heit. Dazu gehöre seit vielen Jah-
ren der konsequente Ausbau der  
Betreuungsangebote für Kinder. 
Mit hohem finanziellen Auf-
wand mache es die Stadt gemein- 
sam mit den freien Trägern mög-
lich, dass sich eine berufliche 
Tätigkeit beider Elternteile oder  
Alleinerziehender mit einer 
guten Erziehung 
der Kinder ver- 
einbaren lässt. 
Dieses attraktive 
Betreuungsange-
bot ist längst ein 
wesentlicher Grund, weshalb 
sich junge Familien für den 
Wohnsitz Speyer entscheiden.

Die Stadt hält bereits heute für 
jedes Kind von ein bis sechs 
Jahren einen Betreuungsplatz in 
einer Kindertagesstätte oder in  

der Kindertagespflege vor. Die 
Fakten: 27 Speyerer Kindertages- 
stätten in freier sowie kommu- 
naler Trägerschaft stellen 2.442 
Kita-Plätze zur Verfügung. 50 
Tagesmütter und -väter ergänzen 
dieses Angebot mit 180 flexiblen, 

passgenauen Plät- 
zen für Kinder im 
Alter von 0 bis 14 
Jahren.

Eine Spitzen-
stellung nimmt Speyer bei der 
Ganztagsbetreuung ein. Etwa die 
Hälfte aller Kita- 
Plätze stehen in 
dieser Form be-
reit. Auch an allen 
Gr undschulen 
können Kinder 

 

Kita- Ganztagsangebote nutzen. 
Gesunde Ernährung inklusive: 
Dafür sorgen die künftig flächen- 
deckend eingerichteten Frisch-
küchen. 

In Zusammenarbeit mit dem  
Kinderschutzbund bietet die Stadt  
an zwei Samstagen im Monat 
kostenfreie professionelle Be-
treuung für Kinder alleinerzie-
hender Mütter und Väter an. 
Dieser Wunsch vieler Eltern ist 
bereits in Speyer- Nord und -West 
Realität.

Viele Angebote 
also, von denen 
andere Kommu-
nen nur träumen 
können!   

Speyer ist objektiv anhand der 
Statistiken eine relativ sichere 
Stadt, in der es keine auffälligen 
Kriminalitätshäufungen oder 
-schwerpunkte gibt. Verzeich-
nete die Statistik 2005 noch 
119 Straftaten je 1.000 Ein-
wohner, sank die Zahl 2016 
auf 93. Allerdings: Die per-
sönliche Wahrnehmung vieler 
Bürger ist eine andere. 

Dies zeigt auch der offizielle 
Nachhaltigkeitsbericht der Stadt. 
Dort ist nachzulesen, dass 2012 
12 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger dem Satz „In meinem 
Wohngebiet fühle ich mich si-
cher“  „eher nicht“ oder „über-
haupt  nicht“ zustimmten. 2017 
waren dies schon 17%. Und: 

Nur noch 44% (statt zuvor 50%) 
stimmten ihm „voll und ganz“ zu. 

„Zuletzt haben auch negative 
Schlagzeilen im Zusammenhang 
mit dem Postplatz bei vielen für 
ein unbestimmtes Gefühl gesorgt. 
Nachts könne man sich, vor allem 
als Frau, dort nur noch mit größter 
Vorsicht bewe- 
gen“, berichtet der 
Fraktionssprecher 
der CDU, Dr. 
Axel Wilke. Die  
Politik müsse  
diese Sorgen der Bürger ernst 
nehmen. Die CDU fordert deshalb 
deutlich mehr Einsatz und ein 
gemeinsames Vorgehen, damit 
Bürgerinnen und Bürger sich in 
ihrer Heimatstadt sicher fühlen. 

Einen geeigneten Rahmen dafür 
soll der Kriminalpräventive Rat 
bilden, der vor vielen Jahren ein- 
gerichtet wurde. 

Dort können  Polizei und andere 
betroffene Institutionen gemein- 
sam analysieren, was für die 
Sicherheit und das Sicherheitsge- 
fühl in der Stadt getan werden 
kann und muss. Ganz wichtig 
dabei: Bürgerinnen und Bürger 
sollen sich in die Beratungen 
einbringen können.

Als ein Thema nennt der Frak-
tionschef den kommunalen Ord-
nungsdienst, für dessen Stärkung 
sich seine Fraktion seit mehreren 
Jahren einsetze. Er erinnert an 
entsprechende Initiativen im Zu-
sammenhang mit der „Domgar- 

tenszene“ und 
dem Problem des 
„Komatrinkens“. 
Auch baulich  
gebe es sicher  
Veränderungs- 

möglichkeiten für ein besseres  
Sicherheitsgefühl. So forderte die 
Partei nach einem Vergewalti- 
gungsversuch im Domgarten, die 
dortigen Wege  in der Nacht bes-
ser zu beleuchten.

Ein Kita-Platz für jedes Kind Sorgen der Bürger ernst nehmen
Betreuungsangebote entlasten eltern CDU fordert Offensive,  um Sicherheitsempfinden in der Stadt zu stärken

Vor- und Nachteile kommunaler Verkehrsüberwachung

Betreuungsangebote setzen Maßstäbe - und entlasten Eltern Wie gefühlt sicher ist der Postplatz bei Nacht?

Bildunterschrift

Neue Blitzer müssen sich rechnen.

Mehr Geld für 
den Sport

Schwarz, Weiß, 
Jugendhaus

Die Mittel, die die Speyerer 
Sportvereine von der Stadt er- 
halten, müssen dringend stei-
gen. Darin waren sich die 
CDU-Stadtratsfraktion, Sport- 
kreisvorsitzender Alfred Zim-
mermann und Jürgen Kief, 
Vorsitzender des Stadtsport-
verbands und Vorstandsmit-
glied Nicolett Kief 2018 bei  
einem Gespräch einig.

Auflage des Kommunalen Ent-
schuldungsfonds war, dass die 
Politik die Sportfördermittel vor 
mehreren Jahren kürzen musste. 
Bisher summierten sich die  
Grundförderung für alle sporttrei- 
benden Vereine und die zusätzliche 
Unterstützung für die Vereine, die 
eigene Sportanlagen unterhalten 
(wie TSV Speyer,  Tennisclubs, 
AV 03 oder Hockey-Club), auf  
114.000 Euro. 

„Einerseits sollen Vereine immer 
mehr Aufgaben übernehmen – 
etwa im sozialen Bereich, der Bil- 
dung, Jugendförderung oder Ge- 
sundheitsprävention. Dann brau- 
chen sie aber dafür mehr Geld“,  
so Fraktionschef Axel Wilke.

Bereits in der Haushaltsdebatte 
2017 hatte die CDU die Forde-
rung der Vereine aufgegriffen 
und einen Erhöhungsantrag für 
das Folgejahr angekündigt. Für 
den Haushalt 2019 beschloss 
der Stadtrat nun auf Antrag der 
CDU, die allgemeinen Sport-
fördermittel zu erhöhen. Den 
Sportvereinen steht künftig ins-
gesamt 200.000 Euro im Jahr 
zur Verfügung.

Jugendliche wollen Orte, in 
denen sie unter sich sein kön-
nen. Sei es, um sich kreativ zu 
entfalten, als Veranstaltungs-
raum oder einfach nur zum 
„chillen“. Schon der erste Ju-
gendstadtrat setzte 2010 dieses 
Thema auf seine Agenda. Jetzt 
endlich gibt es Fortschritte.

Die Übernahme des ehemali-
gen „Schwarz-Weiß-Heims“ 
bei der Walderholung durch den 
Jugendstadtrat ist nun ein Mei-
lenstein. Im Mai 2017 beschloss 
der Stadtrat auf Initiative von 
CDU-Ratsfrau Angelika Wöh-
lert einstimmig, das Haus zu 
sanieren und jungen Menschen 
zur Verfügung zu stellen. 

Die Partei legte schon immer 
Wert auf einen „engen Draht“ 
zum Jugendstadtrat. Das zahlt 
sich nun aus: Speyer verfügt 
2019 nicht nur über angemesse-
ne Jugendräume, sondern gleich 
über ein ganzes Jugendhaus.

Alle Ein- bis Sechs- 
jährigen sind versorgt

Bei Ganztagsversorgung
Spitze

Schulen werden 
modernisiert

Handlungsbedarf für 
die Stadtverwaltung

?

76



„Dass möglichst viele Men-
schen an Kunst und Kultur 
teilhaben können, ist ein 
grundlegender Baustein für 
den Zusammenhalt einer Ge-
sellschaft“, ist Michael Wag-
ner, Vorsitzender von Palatina 
Klassik und Kreisvorsitzender 
der CDU Speyer, überzeugt. 

Daher soll es ab diesem Jahr 
auch in der Domstadt einen 
„Kulturpass“ geben.  Damit 
können Menschen mit geringem 
Einkommen kostenlos Kultur-
veranstaltungen besuchen – und 
so am kulturellen und gesell-
schaftlichen Leben verstärkt 
teilhaben. 

Bei dem Projekt „Kultur für 
alle“ geht es darum, vor allem 
Menschen für kulturelle Ange-
bote zu begeistern, die bisher 
nur selten oder gar nicht davon 

Gebrauch machen konnten. 
„Kunst und Kultur soll allen 
Menschen offen stehen. Wir 
sehen darin einen 
wichtigen Bei-
trag, den gesell- 
schaftlichen Zu-
sammenhalt zu 
stärken“, betont 
Wagner. „Speyer verfügt über 
eine attraktive Kulturszene. 

Die wollen wir noch stärker 
voranbringen. Daher sind wir 
in unserer Haushaltsrede dafür 

eingetreten, die 
städtischen Kul-
turfördermittel 
für die kultur-
treibenden Ver-
eine um 13.000 

Euro zu erhöhen“, erläutert der 
CDU-Chef. 

„Kultur ist für alle da“
13.000 euro mehr: cdu will kultur noch mehr menschen näher bringen

Der Bezirkstag, das „Parla-
ment der Pfalz“, wird am 26. 
Mai neu gewählt. Hier ge- 
troffene Entscheidungen der  
Politiker wirken sich auch auf 
Speyer aus. 

Der Bezirkstag Pfalz besteht  
aus 29 Mitgliedern, die die 
Bürger alle fünf Jahre neu wäh-
len. Die CDU stellt die stärkste 
Fraktion, die Speyerer Bürger- 

meisterin Monika Kabs ist Frak- 
tionsvorsitzende. 
Die nächste Wahl  
findet parallel zur 
Kommunal- und 
Europawahl am 
26. Mai statt. 

Der Bezirkstag ist das höchste 
Enscheidungsgremium des Be- 
zirksverbands. Als kommunale 
Körperschaft umfasst er Land- 

kreise und Städte der Region und 
ist Träger verschiedenster Ein- 
richtungen. In Speyer ist dies 
beispielsweise das Historische 
Museum der Pfalz, das jährlich 
mit seinen Ausstellungen viele 
Menschen nach Speyer zieht.

Auch die Landwirtschaftliche 
Untersuchungs- und Forschungs- 
anstalt (LUFA) zählt dazu, ebenso 
wie die Tagesklinik für Erwach- 
sene und die 2017 eröffnete 
Tagesklinik für Jugendliche. „Sie 
liegt mir als ehemalige Lehrerin 
besonders am Herzen“, betont 

Kabs. „Ich habe es 
in meiner langjähr- 
igen Schulerfahr- 
ung immer wieder 
bedauert,dass die 
Wege zu einer not- 

wendigen Unterstützung häufig zu 
weit waren“, so Kabs. Damit ist 
jetzt zum Glück Schluss. Denn der 
Bezirkstag hat hier für Speyer ei- 
nen echten Fortschritt ermöglicht.

Bezirkstag: Wichtig für Speyer
so profitieren wir vom „parlament der pfalz“

Stimme für Speyer: Monika Kabs kandidiert für den Bezirkstag.

Kultur begeistert: Hier ein Konzert von Palatina Klassik. 

Bald zum 
Bürgerbüro nach 
Ludwigshafen?
Kommentar zur Kommunal-
reform von Werner Schineller, 
Oberbürgermeister a.D.

Würden Sie gerne in Zukunft 
nach Ludwigshafen fahren, 
um bei der dortigen Kreisver-
waltung Ihre Verwaltungsange-
legenheiten zu erledigen? Ein 
solcher Gedanke ist für die 
Speyerer, die stolz auf die lange 
Geschichte ihrer Stadt und deren 
Kreisfreiheit seit 1923 sind, nur 
schwer erträglich.

Dass die Bürger die Inhalte des 
neuen Gutachtens zur Verwal-
tungsreform, das die Landesre-
gierung in Auftrag gab, aus den 
Medien erfuhren, ist kein guter 
Stil. Im Gespräch ist, Speyer als 
kreisangehörige Stadt dem Land- 
kreis Rheinpfalz zuzuschlagen. 

Dabei ist doch das eigentliche 
Problem, dass sich unter denen 
am stärksten verschuldeten Kom- 
munen Deutschlands viele aus 
Rheinland-Pfalz befinden. Das 
aber wird sich auch nicht durch 
die Überlegungen der Gutachter 
zur zweiten Stufe der Kommu-
nalreform beseitigen lassen!

Die Bindung der Bürger an ihre 
Stadt ist stärker, als manche Po-
litiker glauben. Gott sei Dank ist 
noch nichts entschieden – hier 
sollten alle Parteien im Kommu-
nalwahlkampf deutlich machen, 
was ihre Position in dieser Frage 
ist. Und an die Bürgerinnen und 
Bürger kann ich nur appellieren, 
mit einem klaren Votum dafür 
zu sorgen, dass Speyer kreisfrei 
bleibt.

Speyer braucht den 
Bezirkstag.

CDU will 
Kulturszene stärken
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